
VERORDNUNG (EU) Nr. 811/2010 DER KOMMISSION 

vom 15. September 2010 

zur zollamtlichen Erfassung von Weitverkehrsnetz-Funkmodems (WWAN-Modems) mit Ursprung 
in der Volksrepublik China nach Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates 
über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft 

gehörenden Ländern 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 597/2009 des Rates vom 
11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren 
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 16 Ab­
satz 4 und Artikel 24 Absatz 5, 

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Kommission liegt ein Antrag nach Artikel 24 Ab- 
satz 5 der Grundverordnung auf zollamtliche Erfassung 
von Weitverkehrsnetz-Funkmodems mit Ursprung in der 
Volksrepublik China („VR China“) vor. 

A. BETROFFENE WARE 

(2) Bei der betroffenen Ware handelt es sich um antennen­
bestückte Weitverkehrsnetz-Funkmodems („WWAN-Mo­
dems“) mit Datenkonnektivität für DV-Geräte über Inter­
netprotokoll (IP) einschließlich Wi-Fi-Router mit WWAN- 
Modem (WWAN/Wi-Fi-Router) mit Ursprung in der VR 
China („betroffene Ware“), die derzeit unter den KN- 
Codes ex 8471 80 00 und ex 8517 62 00 eingereiht wer­
den. 

B. ANTRAG 

(3) Nach Eingang eines Antrags von Option NV („Antrag­
steller“) kam die Kommission zu dem Schluss, dass aus­
reichende Beweise für die Einleitung eines Verfahrens 
vorliegen, und leitete daher nach Artikel 10 der Grund­
verordnung mit einer Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Union („Einleitungsbekanntmachung“) ein 
Antisubventionsverfahren betreffend die Einfuhren von 
WWAN-Modems mit Ursprung in der VR China ein. 

(4) Im vorliegenden Fall ist der Antragsteller der einzige Her­
steller der betroffenen Ware in der Europäischen Union; 
auf ihn entfallen somit 100 % der gesamten EU-Produk­
tion. 

(5) Hinsichtlich des Vorliegens einer angeblichen anfecht­
baren Subventionierung hat der Antragsteller der Euro­
päischen Kommission Beweise für spezifische Subventi­
onsregelungen vorgelegt, die zinsvergünstigte Darlehen, 
Einkommenssteuervergünstigungen, Vorteile aufgrund 
der Niederlassung in Freihandelszonen, Programme für 

indirekte Besteuerung und Einfuhrzölle, Zuschusspro­
gramme, Bereitstellung von Waren und Dienstleistungen 
durch die Regierung zu Vorzugsbedingungen sowie Ver­
günstigungsregelungen örtlicher Behörden betreffen. 

(6) Der Antragsteller beantragt außerdem, dass die Einfuhren 
der betroffenen Ware nach Artikel 24 Absatz 5 der 
Grundverordnung zollamtlich erfasst werden, so dass in 
der Folge Maßnahmen gegenüber diesen Einfuhren vom 
Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung an eingeführt 
werden können. 

C. GRÜNDE FÜR DIE ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(7) Nach Artikel 12 Absatz 1 der Grundverordnung dürfen 
vorläufige Maßnahmen frühestens 60 Tage nach Verfah­
renseinleitung eingeführt werden. Nach Artikel 16 Ab- 
satz 4 der Grundverordnung kann indessen ein endgül­
tiger Ausgleichszoll auf die Waren erhoben werden, die 
innerhalb von 90 Tagen vor dem Zeitpunkt der Anwen­
dung der vorläufigen Maßnahmen in den zollrechtlich 
freien Verkehr übergeführt wurden, sofern die im betref­
fenden Absatz aufgeführten Bedingungen erfüllt sind und 
die Einfuhren nach Artikel 24 Absatz 5 zollamtlich er­
fasst wurden. Nach Artikel 24 Absatz 5 der Grundver­
ordnung kann die Kommission nach Anhörung des Be­
ratenden Ausschusses die Zollbehörden anweisen, geeig­
nete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zollamt­
lich zu erfassen, so dass in der Folge Maßnahmen gegen­
über diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtli­
chen Erfassung an eingeführt werden können. Die zoll­
amtliche Erfassung der Einfuhren kann auf einen mit 
hinreichenden Beweisen für die Rechtfertigung dieser 
Maßnahme versehenen Antrag des Wirtschaftszweigs 
der Union vorgenommen werden. 

(8) Der Antrag enthält hinreichende Beweise, um eine zoll­
amtliche Erfassung zu rechtfertigen. 

(9) Bei den angeblichen Subventionen handelt es sich u. a. 
um Einkommensteuerregelungen (z. B. Einkommensteu­
erbefreiungen oder -ermäßigungen im Rahmen des „two 
free/three half“-Programms (zwei Jahre steuerfrei/drei 
Jahre zum halben Steuersatz), Einkommensteuerermä­
ßigungen für Unternehmen im Bereich Hochtechnologie 
oder neue Technologien, Körperschaftssteuervergüns­
tigungen für Unternehmen im Inlandsbesitz, die im In­
land hergestellte Anlagen erwerben, Programme für indi­
rekte Besteuerung und Einfuhrzölle (z. B. Umsatzsteuer- 
und Zollbefreiungen für eingeführte Anlagen), Darlehen 
zu Sonderbedingungen (z. B. Policy Loans einschließlich 
Ausfuhrfinanzierung durch staatseigene Geschäftsbanken 
und staatliche Policy Banks), Zuschussprogramme (z. B. 
Entwicklungsfonds für die Elektronik- und DV-Industrie 
(„IT-Fund“), staatlicher Projektfonds für Modernisierungen 
im Bereich der Schlüsseltechnologie (Key Technologies 
Renovation Project Fund), Preise für besondere
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Markenbekanntheit (Famous Brands Awards)), Bereitstel­
lung von Waren und Dienstleistungen durch die Regie­
rung zu Preisen unterhalb der Marktüblichkeit (z. B. Ein­
räumung von Bodennutzungsrechten); ferner Vergüns­
tigungsregelungen örtlicher Behörden, einschließlich Vor­
teile in Sonderzonen und Industrieparks (z. B. Vergüns­
tigungsregelungen in Shenzhen, Shanghai, Pekin, Xian). 

(10) Es wurde vorgebracht, dass es sich bei den vorgenannten 
Regelungen um Subventionen handele, da sie eine finan­
zielle Beihilfe der Regierung der Volksrepublik China 
oder regionaler Regierungen (einschließlich öffentlicher 
Körperschaften) beinhalteten und den Empfängern, d. h. 
den ausführenden Herstellern der untersuchten Ware, da­
durch ein Vorteil gewährt werde. Die Subventionen seien 
von der Ausfuhrleistung abhängig und/oder führten zu 
einer Bevorzugung inländischer Waren gegenüber einge­
führten Waren und/oder würden nur bestimmten Unter­
nehmen oder Unternehmensgruppen und/oder für be­
stimmte Waren und/oder Regionen gewährt; sie seien 
daher spezifisch und anfechtbar. 

(11) Im Antrag werden hinreichende Beweise für das Vorlie­
gen kritischer Umstände vorgelegt, unter denen der be­
troffenen subventionierten Ware durch die innerhalb ei­
nes relativ kurzen Zeitraums beträchtliche Mengen an 
Waren, denen anfechtbare Subventionen gewährt wur­
den, ein schwer wiedergutzumachender Schaden zugefügt 
wurde. Zu den Beweisen für das Vorliegen solcher Um­
stände zählen die rasche Verschlechterung der Lage des 
Wirtschaftszweigs der Union, die Tatsache, dass es nur 
einen einzigen Hersteller in der Union gibt, sowie die 
erheblichen für diese Waren aufzuwendenden FuE-Kos­
ten. Vor diesem Hintergrund legte der Antragsteller Be­
weise dafür vor, dass die Einfuhren der untersuchten 
Ware aus dem betroffenen Land in absoluten Zahlen 
und gemessen am Marktanteil insgesamt erheblich gestie­
gen sind. Hinsichtlich der von diesen beträchtlichen Ein­
fuhren verursachten Schädigung geht aus den vom An­
tragsteller vorgelegten Beweisen hervor, dass die Menge 
und die Preise der eingeführten untersuchten Ware sich 
unter anderem auf die Verkaufsmengen, das Preisniveau 
und den Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Union 
negativ ausgewirkt und dadurch die Gesamtergebnisse 
sowie die Finanz- und Beschäftigungssituation im Wirt­
schaftszweig der Union sehr nachteilig beeinflusst haben. 
Folglich liegen der Kommission hinreichende Beweise 
vor, dass es notwendig sein könnte, rückwirkend Aus­
gleichszölle zu erheben, um die Wiederholung einer sol­
chen Schädigung auszuschließen. 

(12) Aus diesen Gründen sind im vorliegenden Fall die Vo­
raussetzungen für eine zollamtliche Erfassung gegeben. 

D. VERFAHREN 

(13) Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommission 
zu dem Schluss, dass die Beweise im Antrag für eine 
zollamtliche Erfassung der betroffenen Ware nach 
Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung ausreichen. 

(14) Alle interessierten Parteien sind gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schriftlich 
darzulegen. Die Kommission kann die interessierten Par­
teien außerdem hören, sofern die Parteien dies schriftlich 
beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe für 
ihre Anhörung sprechen. 

E. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(15) Nach Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung sollten 
die Einfuhren der betroffenen Ware ( 1 ) zollamtlich erfasst 
werden, damit, falls die Untersuchungsergebnisse zur Ein­
führung von Ausgleichszöllen führen, diese Zölle, wenn 
die Voraussetzungen erfüllt sind, rückwirkend nach Maß­
gabe der anwendbaren Rechtsvorschriften erhoben wer­
den können. 

(16) Eine etwaige künftige Zollschuld ergäbe sich aus den 
Feststellungen der Antisubventionsuntersuchung. Für 
eine etwaige künftige Zollschuld kann kein Schätzwert 
angegeben werden, da diese von der Höhe der festgestell­
ten anfechtbaren Subventionen und der Art, wie diese der 
untersuchten Ware zugerechnet werden, abhängt. 

F. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

(17) Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personen­
bezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 
45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Per­
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 2 ) verarbeitet — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 24 Absatz 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 597/2009 angewiesen, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die Einfuhren von antennenbestückten 
Weitverkehrsnetz-Funkmodems mit Datenkonnektivität für 
DV-Geräte über Internetprotokoll (IP) einschließlich Wi-Fi- 
Router mit WWAN-Modem (WWAN/Wi-Fi-Router) mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China, die derzeit unter den KN- 
Codes ex 8471 80 00 und ex 8517 62 00 eingereiht werden 
(TARIC-Codes 8471 80 00 10, 8517 62 00 11 und 
8517 62 00 91), in die Union zollamtlich zu erfassen. Die zoll­
amtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung.
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( 1 ) Zu Informationszwecken sei darauf hingewiesen, dass die Zollbehör­
den nach Verordnung (EU) Nr. 570/2010 der Kommission (ABl. 
L 163 vom 30.6.2010, S. 34) bereits angewiesen sind, geeignete 
Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren der betroffenen Ware 
aus der Volksrepublik China zollamtlich zu erfassen. Diese Maß­
nahme wurde infolge des Antrags auf zollamtliche Erfassung ergrif­
fen, der im Zusammenhang mit dem Antrag auf Einleitung eines 
Antidumpingverfahrens gestellt wurde (vgl. Bekanntmachung der 
Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren 
von Weitverkehrsnetz-Funkmodems mit Ursprung in der Volksrepu­
blik China (ABl. C 171 vom 30.6.2010, S. 9). 

( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.



(2) Alle interessierten Parteien sind gebeten, ihren Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise 
schriftlich darzulegen oder innerhalb von zwanzig Tagen nach dem Tag der Veröffentlichung dieser Ver­
ordnung eine Anhörung zu beantragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 15. September 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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